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BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

VR 36/68 URTEIL Verkiindet am

8 anuar 1971

Juatizsekr;tﬁr

als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Landwirtin CHcilie (genannt Cilly) B>
geb. ZumB in St. Vel (Sa&»), Gut KON,

Klégerin und Revisionsklégerin,
- ProgzeSbevollmiichtigter: Rechtsanwalt Dr. CEENNENEED-

gegen

1. den Futtermittelberater Paul K G . :
2. die Ehefrau Annemarie K Gl ccb. RANNEEND,
beide in HWllD (SWD)-BGED, T@Pstrase @,

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- ProgeSbevollmiéchtigter: Rechtsanwalt Dr. <D -



Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
auf die miindliche Verhandlung vom 8. Januar 1971 unter
Mitwirkung des Senatsprisidenten Dr. Augustin und der
Bundesrichter Dr. Rothe, Dr. Freitag, Dr. Mattern und
Offterdinger

fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Kligerin wird
das Urteil des 10. Zivilsenats des Ober-
landesgerichts Diisseldorf vom 12. Januar 1968
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand-
lung und Entscheidung, auch iiber die Kosten
des Revisionsverfahrens, an das Berufungsge-
richt zuriickverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Kligerin und ihre Schwester Mechthilde
I ceb. @D sind nach dem Tatbestand des
angefochtenen Urteils "etwa Je gzur Hilfte Miteigen-
timerinnen in Bruchteilsgemeinschaft" des in H@ED
bei DEED gelegenen,rund 90 ha groSen Landgutes
H@er Hof. Sie haben einen jiingeren Halbbruder,
Hans Heinrich B@», der aus der Ehe ihrer Mutter mit
dem Landwirt Byj® hervorgegangen ist. In einem no-
tariellen Erb- und NieSbrauchvertrag vom 10. MHrz 1952



Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

hatten die Kldgerin und Frau HQUEP der Mutter
und dem Stiefvater den NieSbrauch am Landgut einge-
rdumt. Dieses Recht sollte nach jenem Vertrag mit
dem Tode des Letztversterbenden der Eheleute Bgilllp
erldoschen, und es hie8 dort fernmer:

"Gleich nach dem Erltschen des Nie8brauch-
rechts ist Herr Hans Heinrich DGl be-
rechtigt, gemeinsam mit den Erschienenen
zu 3 und 4" - das sind die Klidgerin und
ihre Schwester - "zu gleichen Rechten und
Pflichten die Bewirtschaftung des Gutes
H@llher Hof zu iibernehmen mit dem Ziel und
fiir die Zeit der Aberntung der aufstehenden
Einsaat.

Die sich ergebenden Ertr#ge und die sonst

vorhandenen Vorrédte auf Gut Hyliilller Hof

werden unter den drei Geschwistern zu Je

1/3 geteilt."

Am 22, Februar 1958 verpachteten die Eheleute
B@lD den Hygil®er Hof bis zum 28. Februar 1970 an die
beklagten Eheleute. Sie wiesen im schriftlichen Pacht-
vertrag darauf hin, daB8 sie nicht Eigentiimer, sondern
blo8 NieBbraucher seien und daB8 von den beiden Eigen-
tiimerinnen zwar die Klégerin, nicht aber Frau Hygjjilii»
der Verpachtung auf 12 Jahre zugestimmt habe; demgem#B
sollte, falls der Letztversterbende der Verpdchter vor
Ablauf der Pachtzeit starb, der Pachtvertrag insoweit
bestehen bleiben, als er den Grundbesitz und die Teil-
hofstelle der Kldgerin betraf, widhrend er, soweit das
Eigentum der Frau Herzogenrath durch die Pachtung be-
troffen war, mit dem Tode des letztlebenden Verpichters
enden sollte. Der Pachtvertrag, der auch von dem Halb-
bruder der Kldgerin mit unterzeichnet wurde, fiihrte
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unter Nr. 2 die gwischen diesem und den beiden Eigen-
tiimerinnen am 10. Mirz 1952 getroffene Vereinbarung
(vgl. oben) wbrtlich an und fuhr dann fort:

~

"Tm Einverstindnis mit Frau Bb" - das

ist die Kldgerin - "iibertrigt Herr Hans
Heinrich D@D hiermit seine oben genannten
Rechte und Pflichten aus dem Erb- und NieS-
brauchvertrag auf die Pichter, die die Rechte
und Pflichten hiermit {ibernehmen.

Soweit die Pdéchter in Erfiillung der oben
genannten Bestimmung des Erb- und NieS-
brauchvertrages den Eigentiimerinnen Zu-
wendungen machen miissen, ktnnen sie von
keiner Seite eine Ersatzleistung oder Ent-
schidigung verlangen.®

Gleichfalls am 22. Februar 1958 verkauften die Eheleute
BQE» den Beklagten in einem gesonderten Vertrag das
Hofinventar einschlieS8lich der Vorrite und des Auf-
wuchses.

Die Mutter der Kligerin starb, nachdem der Ehe-
mann B schon friiher verstorben war, am @. Sl
1966. Daraufhin keam es, insbesondere wegen der da-
maligen Zuckerriibenernte, gzu Streitigkeiten gwischen
der Kldgerin und ihrer Schwester einerseits und den
Beklagten andererseits. Frau HUll D erwvirkte
eine einstweilige Verfiigung, durch die den Beklagten
das Abernten der Zuckerriiben auf den ihr gehrenden
Parzellen untersagt wurde; das Verfahren endete am
10. November 1966 mit einem gerichtlichen Vergleich.
Die Kligerin kiindigte das gwischen ihr und den Beklagten
noch bestehende Pachtverh#iltnis vorgeitig wegen angebd-



licher Vertragsverletzung, und die Parteien einigten
sich dann vergleichsweise dahin, da8 es mit Ablauf des
Monats Februar 1967 sein Ende erreicht habe.

Mit der vorliegenden Klage begehrt die Kl#gerin
unter anderem Auskunft iiber die Ernteertrige, welche
die Beklagten seit dem 10. Oktober 1966 an Zuckerriiben
erwirtschaftet hitten, sowie Zahlung von 15 303,85 DM
nebst Zinsen. Sie macht geltend, nach dem Pachtvertrag
gebiihre ihr ein Drittel der bei Erléschen des NieBbrauch-
rechts aufstehenden Ernte; da die Beklagten die Zucker-
rilben jedoch allein abgeerntet hiitten, miiBten sie ihr
entsprechenden Geldersatz leisten, der sich mindestens
auf den eingeklagten Betrag belaufe. Die Beklagten haben
Klageabweisung beantragt. Nach ihrer Ansicht steht der
Kldgerin kein Anteil an der Ernte zu, weil die Verein-
barungen im Pachtvertrag vom 22. Februar 1958 durch den
gleichzeitig abgeschlossenen Inventar-~-Kaufvertrag gegen-
standslos geworden seien und insbesondere der Halbbruder
der Kldgerin damals auf die ihm friilher eingeriumten
Rechte vergichtet habe; zum mindesten sei der Zahlungs-
anspruch weit {ibersetzt.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Be-
rufung der Kligerin ist vom Oberlandesgericht sguriick-
gewiesen worden. Mit der Revision verfolgt die Klidgerin
ihr Auskunfts- und Zahlungsbegehren weiter. Die Beklagten
beantragen Zurilickweisung des Rechtsmittels.



Entacheidungsgriinde
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1. Als im Herbst 1966 die Zuckerriiben abgeerntet
wurden, bestand das Pachtverhdltnis zwischen den Par-
teien noch; denn sie haben es erst mit Wirkung von Ende
Februar 1967 beendet. Da kraft Gesetzes (§§ 581 Abs. 1
Satz 1, 101 Nr. 1 BGB) grundsétglich der Péchter allein
und unter Ausschlu8 des Eigentiimers berechtigt ist, sich
die wihrend der Pachtgeit anfallenden Grundstlicksergeug-
niesse anzueignen, kann das Klagebegehren auf Auskunft
iiber den Umfang der Zuckerriibenernte 1966 und auf
finangielle Beteiligung am Ernteertrag nur Erfolg haben,
wenn im vorliegenden Fall etwas von der gesetglichen
Regelung Abweichendes vereinbart worden ist. Dies be-
hauptet die Klégerin, und zur Begriindung verweist sie
auf Nr. 2 des Pachtvertrages vom 22. Februar 1958 und
die dort in Begzug genommene Vereinbarung der beiden Grund-
stilckseigentiimerinnen mit ihrem Halbbruder Hans Heinrich
BaE®» (Erb- und NieSbrauchvertrag vom 10. Mirz 1952).
Nach jener friiheren Vereinbarung sollte, wenn der NieB-
brauch der Eheleute B0 am Hlller Hof mit dem Tode
des Letstlebenden erlosch, die alsdann aufstehende Ein-
saat den drei Geschwistern "gu gleichen Rechten und
Pflichten" zustehen, von ihnen gemeinsam abgeerntet und
der Ertrag zu je 1/3 unter ihnen geteilt werden. Seine
hierdurch begriindeten Rechte und Pflichten "{ibertrug"
Hans Heinrich BYJlP dann am 22. Februar 1958 im Binver-
stindnis mit der Kldgerin auf die Beklagten, und diese
nahmen die Ubertragung an.



DaB mit dem Versterben der Ehefrau Bijjh am
9. Oktober 1966 der NieSbrauch sein Ende erreicht hat,
steht auBer Streit. Die Parteien streiten jedoch iiber
die Rechtsfolgen dieses Ereignisses im Himblick auf
die zuvor getroffenen Vertragsabreden. Aus ihnen leitet
die Kligerin fiir sich das Recht her, an der Zucker-
rilbenernte, die im Todesjahr ihrer Mutter angefallen
ist, zu einem Drittel beteiligt zu werden: Die urspriing-
lich ihrem Halbbruder obliegende Verpflichtung, ihr dies
gu gewihren, sei auf die Beklagten iibergegangen; denn
sie seien mit AbschluB des Pachtvertrages in die Rechts~
position des Hans Heinrich Bi§jip und damit auch in
seine Pflichten aus dem Erb- und NieSbrauchvertrag ein-
geriickt.

Dem sind die Vorinstangen nicht gefolgt, sondern
haben beide, wenn auch mit unterschiedlicher Begriindung,
der Klégerin jegliches Recht auf die Ernte des Jahres 1966
abgesprochen. Das Oberlandesgericht insbesondere ist
davon ausgegangen, da8 zwischen den beiden Eigentiimerinnen
und ihrem Halbbruder "im Anschlu8 an und auf der Grund-
lage des Erb- und NieB8brauchvertrages"™ eine Gesellschaft
biirgerlichen Rechts begriindet worden sei, deren THtig-
keit mit dem Erltschen des NieSbrauchs habe beginnen
sollen. Es erblickt in der Abrede, welche die Beteiligten
in Nr. 2 des spdteren Pachtvertrages getroffen haben,
den miS8lungenen Versuch einer tlbertragung des Gesell-
schafteranteils des Hans Heinrich B{jjjy auf die Beklagten.
Zwar sei, so wird im angefochtenen Urteil ausgefiihrt,
Auswechslung von Gesellschaftern in der Weise mbglich,
dag anstelle eines ausscheidenden Gesellschafters jemand



anders in die Gesellschaft eintrete. Aber eine solche
Vereinbarung bediirfe zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung
sdmtlicher Gesellschafter. Daran fehle es im vorliegen-

den Fall, weil die Schwester der Kligerin, Frau H{ED,
nicht zugestimmt habe. Infolgedessen sei die Vereinbarung
vom 22. Februar 1958 unwirksam, so daB die Kligerin aus

ihr keine Anspriiche gegen die Beklagten herleiten konne.

2. Hiergegen wendet sich die Revision, und gwar
im Ergebnis mit Erfolg. Die von ihr erhobenen Beanstan-
dungen greifen freilich nicht durch. Soweit sie darauf
abstellt, da8 das Pachtverhdltnis bereits mit Wirkung vom
9. Oktober 1966 (Todestag der Ehefrau B@l) beendet
gewesen sei, und meint, das ergebe sich unmittelbar aus
dem angefochtenen Urteil (drittletzter Absatz der Ent-
scheidungsgriinde), wird von ihr iibersehen, da8 diese Ur-
teilsausfithrungen lediglich die Schwester der Kligerin
betreffen, widhrend die pachtrechtlichen Beziehungen gwischen
den ProzeBparteien, wie das Oberlandesgericht im un-
streitigen Teil seines Urteilstatbestandes feststellt
(S. 5), erst mit Ablauf des Monats Februar 1967 ihr
Ende erreicht haben. Ebensowenig stichhaltig ist die
weitere Revisionsriige, die Beklagten hitten "faktisch
das erreicht, was sie mit der Gesellschaft hiitten er-
reichen kénnen", und deshald miisse der Klégerin gegen
sie ein Anspruch aus §§ 242, 721, 731, 733, 734 BGB suge-
billigt werden; denn hier verbietet sich eine Anwendung
der Grundstitze iiber faktische Gesellschaftsverhiltnisse
schon aus dem Grunde, weil die Beteiligten die Gesell-
schaft, die nach Ansicht des Berufungsgerichts gwischen



ihnen begriindet wurde und deren Tdtigkeit mit dem
ErlSschen des NieSbrauchs hatte beginnen sollen, nicht
"zur Ausfilhrung gebracht" haben (BGH Urteil vom

12. Januar 1961, II ZR 282/59, WM 1961, 426).

Allein das angefochtene Erkenntnis ist auch unab-
héngig von dem, was die Revision dagegen ins Feld fiihrt,
auf seine Vereinbarkeit mit dem sachlichen Recht zu
prifen. Dabei ergibt sich, daf die Abweisung der Klage
durch die Griinde des Oberlandesgerichts nicht getragen
wird.

3. Vorauszuschicken ist: Angesichts der Meinungs-
verschiedenheiten dariiber, was die Beteiligten wirklich
gewollt haben, hiétte es nahegelegen, den Erb-~ und NieB-
brauchvertrag vom 10. Midrz 1952 beizuziehen; das war
wihrend des ersten Rechtsguges wiederholt beantragt
worden (Schriftsitze vom 9. Mai und 6. Juni 1967) und
hitte sich durch Einsichtnahme in die Grundakten, zu
denen der Vertrag seinerzeit anl#Blich der NieSbrauch-
bestellung hatte eingereicht werden miissen, unschwer
bewerkstelligen lassen. Stattdessen haben beide Vor-
instanzen ihre Wilrdigung auf den kurzen Ausschnitt aus
dem Vertragstext beschrdankt, wie er in dem spdteren
Pachtvertrag wirtlich wiedergegeben war. Insbesondere
hat das Landgericht, obgleich es nur den erwihnten Aus-
schnitt kannte, den Pachtvertrag dahin ausgelegt, er
begriinde "auch in Verbindung mit dem Vertrag vom
10. Mirg 1952" filr die Kligerin keinen Anspruch der
im vorliegenden ProzeB8 geltend gemachten Art. Nicht er-
sichtlich ist ferner, auf Grund welcher Tatsachen das
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Berufungsgericht trotz Unkenntnis des vollstdndigen
Vertragswortlauts zu der Annahme gelangt ist, die
Kldgerin und ihre Schwester hdtten "im Anschluf an

und auf der Grundlage des Erb- und NieB8brauchvertrages"
- also nicht etwa in diesem Vertrag selbst - mit ihrem
gemeinsamen Halbbruder zusédtzliche Vereinbarungen ge-
troffen, in denen es dann die Begriindung eines Gesell-
schaftsverhdltnisses erblickt.

Auch die Eigentumsverhfltnisse am Hllllher Hof
stehen nicht gzweifelsfrei fest. Nach den Eingangsworten
im Tatbestand des Berufungsurteils soll der Hof der
Kldgerin und ihrer Schwester, die "etwa je zur Hilfte
Miteigentiimerinnen" seien, "“in Bruchteilsgemeinschaft"
gehdren. Das 1dBt sich aber schwerlich mit spiteren
Urteilsausfiihrungen in Einklang bringen, wo ein Unter-
schied gemacht wird zwischen den "im Eigentum der Frau
HCJEE» befindlichen Pargzellen" und denen der
Kligerin (S. 12). Gegen Bruchteilseigentum im Sinne
der §§ 1008 ff BGB kinnte zudem der Wortlaut des
Pachtvertrages sprechen; denn er stellt in Nr. 2 aus-
driicklich "das Eigentum an Grundbesitz und Teilhofstelle
der Frau Billll®", d.h. der Klédgerin, und "das Eigentum
von Frau HENJ" e¢inander gegeniiber. Die Parteien
selbat scheinen ebenfalls der Meinung zu sein, dag8 der
Hof nicht ideell, sondern real unter den beiden Schwestern
aufgeteilt sei; darauf deutet jedenfalls das beider-
seitige Vorbringen in den - allerdings erst nach Schlu8
der letzten miindlichen Verhandlung eingereichten - Schrift-
siditzen vom 12, und 14. Dezember 1967 hin, das nur hinsicht-
lich der Frage voneinander abweicht, ob die Realteilung
schon im Jahre 1952 bei AbschluB8 des Erb- und NieSbrauch-
vertrages bestanden hat oder erst spidter vorgenommen wurde.
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4., Inwieweit sich die Unvollstédndigkeit des Sach-
verhalts, von dem die Vorinstanzen ausgegangen sind,
auf ihre rechtliiche Beurteilung ausgewirkt hat, mag
dahinstehen. Auf jeden Fall kann, wie gesagt, das Be-
rufungsurteil mit der gegebenen Begriindung nicht aufrecht-
erhalten werden.

Einzelheiten iiber das Zustandekommen der angeb-
lichen Gesellschaftsgriindung enthdlt das Urteil nicht,
insbesondere auch nichts iiber ihren Zeitpunkt. Dieser
8011l nach Ansicht des Oberlandesgerichts nicht mit dem
AbschluB des Erb- und NieSbrauchvertrages vom 10. Mirz 1952
zusammenfallen, sondern spiter liegen (BU S. 9). Welche
Eigentumsverhiltnisse damals vorlagen - Bruchteilsge-
meinschaft oder Realteilung -, steht nicht fest; waren
die Grundstiicke zu jener Zeit real unter den beiden
Schwestern aufgeteilt, so wire vom Standpunkt des Be-
rufungsgerichts aus gzu priifen gewesen, ob etwa Hans
Heinrich B gwei selbstindige Gesellschaftsvertrige - n¥m-
lich mit jeder Schwester einen - abgeschlossen habe und
ob er dann nicht wenigstens seinen Anteil an der einen
Gesellschaft - der mit der Kligerin - wirksam auf die
Beklagten h#tte iibertragen kinnen. Auch die Ansicht des
Berufungsgerichts, Frau H{JJBEE» habe einer Uber-

tragung des Gesellschafteranteils ihres Bruders nicht ’

zugestimmt, entbehrt einer ausreichenden tatsiichlichen
Grundlage; daB8 sie im Jahr 1958 die Zustimmung zum Pacht-
vertrag versagte, zwingt nicht zu diesem SchluB; soweit
das Urteil ausfiihrt, die von Frau HGE® nit den
Beklagten iiber das gemeinsame Abernten der Zuckerriiben
getroffene "Sonderregelung” schlieSe eine Genehmigung
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der Anteilsiibertragung "begrifflich aus", ist iiber-
sehen worden, da8 der am 10. November 1966 im Ver-
fahren der einstweiligen Verfiigung geschlossene Ver-
gleich nach seinem eindeutigen Wortlaut ("ohne Préjudiz")
nur eine unverbindliche Zwischenregelung darstellte
(hierauf hatten auch die Beklagten selbst im Schrift-
satg vom 6. Juni 1967, S. 2 f, nachdriicklich hinge-
wiesen).

Aber selbst wenn die Beteiligten einen etwaigen
Gesellschafteranteil hdtten iibertragen wollen und diese
bertragung aus gesellschaftsrechtlichen Griinden unwirk-
sam gewesen sein sollte, widre damit die klageabweisende
Entscheidung nicht gerechtfertigt. Es erhebt sich dann
ndmlich die Frage, ob das, was vereinbart wurde, nicht
einer Umdeutung gemi#8 § 140 BGB zuginglich sei; még-
licherweise hédtten die VertragschlieBenden, falls sie
die Unwirksamkeit der Anteilsiibertragung gekannt hédtten,
stattdessen einen Schuldbeitritt der Beklagten zu der
vertraglichen Verbindlichkeit des Hans Heinrich Bl
gegeniiber der Kligerin (kumulative Schuldiibernahme) ge-
wollt, gegen dessen Rechtswirksamkeit jedenfalls nach
dem bisherigen Sach- und Streitstand keine Bedenken
ersichtlich sind. Ferner hat das Berufungsgericht nicht
gepriift, ob eine Nichtigkeit der Vereinbarungen in Nr. 2
des Pachtvertrages etwa nach § 139 BGB das gesamte Ver-
tragsverhdltnis ergriffen habe; dies kdnnte zur Folge
haben, daB8 die Kligerin auf Grund der Vorschriften iiber
die Rechtsbeziehungen zwischen Eigentiimer und Besitger
(§§ 987 ff BGB) oder nach Bereicherungsgrundsitzen
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(§§ 812 ff BGB) gegen die Beklagten Amspriiche auf
Auskunfterteilung und Herausgabe der gezogenen
Nutzungen hiétte.

5. Das angefochtene Urteil muB daher aufge-
hoben (§ 564 ZP0O) und die Sache, da sie noch weiterer
Aufkldrung in tatsichlicher Hinsicht bedarf, gemis
§ 565 Abs. 1 ZPO an das Berufungsgericht zurtickver-
wiesen werden. Dieses wird, falls es auf Grund der
neuen miindlichen Verhandlung zu dem Ergebnis gelangt,
da8 der Klageanspruch nicht an gesellschaftsrecht-
lichen Erwiigungen scheitert, alsdann die getroffenen
Vereinbarungen daraufhin gzu priifen haben, ob sie einen
solchen Anspruch rechtfertigen.
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Die Entscheidung iiber die Kosten des Revisions-
verfahrens hingt von dem endgiiltigen ProgzeBausgang ab

und ist deshalb ebenfalls dem Berufungsgericht gu iiber-
tragen.

Dr. Augustin Rothe Dr. Freitag

Mattern Offterdinger



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	\A2R 36/6S	URTEIL	Verkündet	am

	o6



